
Waffenschmieden im Auftrag des Staates
Rüstungsmesse Eurosatory in Paris / Ein Drittel der französischen Produktion wird weltweit exportiert

Frankreich will seine Militärausga-
ben bis 2025 im Schnitt jährlich auf
fast 40 Milliarden Euro und damit
das NATO-Ziel von zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts erhöhen.

Von Ralf Klingsieck, Paris

Zum Auftakt der Rüstungsmesse Eu-
rosatory, die in dieser Woche in Paris
stattfindet, hat Verteidigungsminis-
terin Florence Parly den neuen
Schützenpanzerwagen der Armee
»Jaguar« getauft. Solche Exponate
der einheimischen Unternehmen
nehmen auf der Messe einen großen
Platz ein.Mit ihrem Jahresumsatz von
mehr als 17 Milliarden Euro sowie
80 000 direkten und 85 000 indirek-
ten Arbeitsplätzen ist die französi-
sche Rüstungsindustrie ein gewich-

tiger Bereich der nationalen Wirt-
schaft. Dazu gehören traditionsrei-
che Unternehmen wie Nexter (heute
Giat Industrie) für Waffen jeder Art
von Gewehren über Kanonen bis zu
Panzern oder Panhard (heute Citro-
en) und Renault Trucks für Militär-
fahrzeuge. Aber das sind auch Luft-
und Raumfahrtunternehmen oder
Raketenhersteller wie EADS, Das-
sault, Safran und MBDA sowie die zu
62 Prozent staatseigene Gruppe
DCNS, die Kriegsschiffe baut.
Alle Unternehmen, die weitge-

hend von Aufträgen des Staates für
die nationalen Streitkräfte oder aber
von Exportgenehmigungen abhän-
gen, werden durch die Rüstungsbe-
hörde DGA (Direction générale de
l'armement) koordiniert. Das geht bis
hin zu Gemeinschaftsprojekten für
neue Waffensysteme, die für die fran-
zösischen Streitkräfte gebraucht wer-
den und bei denen manchmal sogar
konkurrierende Hersteller zusam-
menarbeiten müssen. In solche Pro-
gramme investiert der Staat über die
DGA oft schon im Entwicklungssta-
dium oder für die Umstellung der
Produktion und nicht erst durch den
Kauf der fertigen Waffensysteme.
Im Interesse der Schaffung und Si-

cherung von Arbeitsplätzen zwingt
die DGA zunehmend Konzerne und
Gruppen, als Partner für Neuentwick-
lungen und als Zulieferer vorrangig
kleine und mittlere Unternehmen in
Frankreich selbst und nicht im Aus-

land zu suchen. Heute investiert die
DGA jährlich elf Milliarden Euro in
den Kauf von Waffensystemen und
800 Millionen Euro in Entwicklungs-
programme.
Davon entfallen erst 14 Prozent auf

kleine und mittlere Unternehmen.
Deshalb steigert das Verteidigungs-
ministerium für sie die Beihilfen bei
Neuentwicklungen von jährlich 80

auf 110 Millionen Euro und hat den
speziellen Fonds Def' Invest geschaf-
fen, damit sie sich nicht mehr wie nur
zu oft in der Vergangenheit an US-
amerikanische Investitionsfonds
wenden müssen.
Das Programmgesetz für die Lang-

zeitplanung von Verteidigung und
Rüstung 2019-2025, das im März in
der Nationalversammlung und im
Mai im Senat beraten und verab-
schiedet wurde, plant für diesen Zeit-
raum insgesamt etwa 300 Milliarden
Euro ein. Davon stehen 198 Milliar-

den Euro für die Jahre bis 2023 schon
fest, während die konkrete Summe
für den restlichen Zeitraum 2021
festgelegt werden soll. In diesem Zu-
sammenhang ist bis 2022 eine jähr-
liche Steigerung des Verteidigungs-
haushalts um 1,7 und danach um drei
Milliarden Euro geplant, so dass er im
Jahresschnitt von heute 34,2 Milli-
arden Euro auf künftig 39,6 Milliar-
den Euro steigen wird.
Im Ergebnis wird der Verteidi-

gungshaushalt 2025 die seit langem
im NATO-Rahmen versprochenen,
aber bisher nicht erreichten zwei Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts errei-
chen. Die Rückstellungen für die Kos-
ten von Militäreinsätzen im Ausland
werden von jährlich 450Millionen auf
1,1 Milliarden Euro angehoben. Für
Neuentwicklungen und Modernisie-
rungen von Waffensystemen sind im
Programm insgesamt 112,5 Milliar-
den Euro vorgesehen, von denen al-
lein 25 Milliarden Euro an die nukle-
are Abschreckung gehen.
»Zu unserer großen Überraschung

wurden wir bei der Ausarbeitung des
Programmgesetzes fast überhaupt
nicht durch Lobbyisten der Konzerne
behelligt«, zitiert die Wirtschaftszei-
tung »Les Echos« einen engen Berater
von Verteidigungsministerin Parly. So
erleichtert seien sie wohl darüber,
»dass bei der Verteidigung erstmals
seit 20 Jahren nicht mehr der Rotstift
regiert, sondern wieder mehr Mittel in
Aussicht stehen.«

Die französische
Rüstungsbehörde DGA
investiert jährlich elf
Milliarden Euro in den
Kauf von Waffensyste-
men und 800 Millionen
Euro in Entwicklungs-
programmen.
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NACHRICHTEN

Amnesty International
beklagt Gewaltexzesse
in Kamerun
Jaunde. Separatisten und Solda-
ten des Staatsheeres verüben nach
Angaben der Menschenrechtsor-
ganisation Amnesty International
im englischsprachigen Teil von
Kamerun massive Menschen-
rechtsverletzungen. Die Zivilbe-
völkerung sei in einer tödlichen
Gewaltspirale gefangen, erklärte
die für das Land zuständige Di-
rektorin der Organisation, Samira
Daoud. Interviews mit mehr als
150 Opfern und Zeugen hätten er-
geben, dass Separatisten für
Überfälle auf mindestens 42
Schulen verantwortlich seien. Do-
kumentiert seien zudem 44 Fälle,
in denen kamerunische Soldaten
getötet worden seien. Die Armee
wiederum zerstöre ganze Dörfer,
schieße willkürlich auf Zivilisten
und foltere.
Die Krise in der englischspra-

chigen Region des überwiegend
frankophonen Landes hatte 2016
mit einem Streik von Lehrern,
Rechtsanwälten und Studenten
begonnen, die gegen Benachteili-
gung protestierten. Die Lage
spitzte sich auch wegen des bru-
talen Vorgehens der Armee wei-
ter zu, bis Separatisten im Sep-
tember die unabhängige Republik
»Ambazonien« ausriefen. epd/nd

Mindestens 27 Tote bei
Angriffen in Afghanistan
Kabul. Mindestens 27 Menschen
sind am Dienstag bei Angriffen im
Norden und Osten Afghanistans
ums Leben gekommen. Die drei
Vorfälle ereigneten sich wenige
Tage vor Beginn von zwei einsei-
tigen Waffenruhen. Die Regie-
rung hatte vergangene Woche ei-
ne Waffenruhe mit den Taliban
angekündigt, die am Donnerstag
beginnen soll. Die Taliban riefen
daraufhin eine dreitägige Waffen-
ruhe während des Eid-al-Fitr-Fests
aus, das ab Samstag den Fasten-
monat Ramadan beendet. dpa/nd

Israels Armee räumt
Siedlungsaußenposten
Tel Aviv. Israelische Sicherheits-
kräfte haben am Dienstag mit der
Räumung eines illegalen Sied-
lungsaußenpostens im Westjor-
danland begonnen. Polizisten sei-
en dabei, 15 Häuser in der Klein-
siedlung Netiv Ha-Avot zu räu-
men, teilte ein Polizeisprechermit.
Das Höchste Gericht hatte die Zer-
störung der Häuser in dem Au-
ßenposten in der Nähe der Paläs-
tinenserstadt Bethlehem ange-
ordnet. dpa/nd
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Die Rosa-Luxemburg-Stiftung sucht
 zum 1. August 2018 eine/n

ANZEIGE

ANZEIGE

Die Landtagsfraktion DIE LINKE Sachsen-Anhalt sucht zum
1. September 2018 am Dienstort Magdeburg eine/n     

Fraktionsgeschäftsführer/in
zur Verstärkung unseres Teams.

Die komplette Ausschreibung finden Sie unter: 
www.dielinke-fraktion-lsa.de

Auch 2018 »Kriege ohne Ende«
Friedensgutachten kritisiert Trump scharf und fordert von Berlin weniger Rüstungsexporte
»Von einer stabilen und gerechten
Friedensordnung ist die Welt ge-
genwärtig weit entfernt«, so das Fa-
zit des am Dienstag vorgestellten
Friedensgutachtens 2018.

Von Olaf Standke

Das war eine durchaus ungewöhnli-
che Situation für die Vertreter füh-
render deutscher Konfliktforschungs-
institute, die alljährlich in Berlin ihr
Friedensgutachten präsentieren. Denn
der wohl am heftigsten kritisierte Pro-
tagonist in der der Analyse sorgte ge-
rade im fernen Singapur für positive
Schlagzeilen. US-Präsident Donald
Trump, so die Wissenschaftler im Gut-
achten, habe aus seiner Verachtung
für internationale Institutionen nie ei-
nen Hehl gemacht. Doch seine ein-
seitige Aufkündigung des Atomab-
kommens mit Iran sei ein »Frontal-
angriff auf die multilaterale Friedens-
und Sicherheitsordnung«. Damit wer-
de das grundlegende Prinzip verletzt,
dass internationale Verträge einge-
halten werden müssen. Er dränge Te-
heran so in eine Eskalationsstrategie
und in die Arme Russlands und Chi-
nas. Zudem zielten die angekündig-
ten Sanktionen gegen die in Iran ak-
tiven europäischen Unternehmen auf
eine Schwächung der EU-Diplomatie.
Faktisch habe die US-Regierung nor-
mative Grundlagen im transatlanti-
schen Verhältnis aufgekündigt. »Von
einem Garanten für internationale
Ordnung sind die USA unter Trump
zu einem Gefährder dieser Ordnung
geworden«, so das Urteil der Frie-
densforscher.
Sie wollten sich auf Nachfrage mit

Blick auf die Ereignisse in Singapur
auch nicht grundsätzlich milder stim-
men lassen. Das Treffen mit dem
nordkoreanischen Machthaber Kim
Jong Un sei zweifellos ein histori-
scher Erfolg. Aber solche bilateralen
Deals seien kein Ersatz für eine mul-
tilaterale Sicherheits- und Friedens-
ordnung. Wobei die Wissenschaftler
auch nachdrücklich daraufhin wie-
sen, welch große Bedeutung die en-
ge Einbindung des südkoreanischen
Präsidenten Moon Jae In für Singa-
pur gehabt habe; und sie erinnerten
an die wichtige Rolle, die China und
Russland im Hintergrund spielten.
Die Vereinbarungen von Singapur

seien ein erster wichtiger Schritt und
eine große Chance, die nicht leicht-
fertig verspielt werden dürfe, beton-
te Prof. Dr. Ursula Schröder vom Ins-
titut für Friedensforschung und Si-
cherheitspolitik an der Universität

Hamburg. Doch noch müssten zent-
rale Punkte geklärt werden. So in-
terpretierten beide Seiten den Begriff
der Denuklearisierung unterschied-
lich: Washington will die umfassen-
de, überprüfbare und nachhaltige
atomare Abrüstung Nordkoreas;
Pjöngjang dagegen bezieht die ge-
samte koreanische Halbinsel ein, al-
so auch die US-Truppen im Süden.
Nach Einschätzung des Gutachtens
bleibe ohnehin weiter offen, »wie
ernst es Nordkorea mit der nuklea-
ren Abrüstung wirklich ist«. Eine

Friedensregelung auf der Halbinsel
bedeute für den Norden vor allem Ab-
bau der Sanktionen und »Regimesi-
cherheit«, so Schröder. Die Politik von
US-Präsident Trump sei erst dann er-
folgreich, wenn sie zu einer »dauer-
haften Friedensordnung« führe.
Die Wissenschaftler beklagen in

ihrem Gutachten, mit dem Titel
»Kriege ohne Ende. Mehr Diploma-
tie, weniger Rüstungsexporte«, dass
die internationale Gemeinschaft im-
mer weniger in der Lage sei, welt-
weit für Frieden und Sicherheit zu

sorgen. Nachdem schon 2016 über
100 000 Menschen in 47 Bürgerkrie-
gen bei Kampfhandlungen getötet
worden seien und über zehn Millio-
nen vor der Gewalt fliehen mussten,
habe sich 2017 zu einem Jahr der es-
kalierenden Krisen und Konflikte ent-
wickelt. Vor allem der Krieg in Syri-
en werde mit immer größerer Härte
geführt und ziehe Nachbarländer in
Mitleidenschaft. Bürgerkriege halten
in Ländern wie Jemen, Afghanistan,
Mali, Somalia, Südsudan, Zentralaf-
rika oder Kongo mit teilweise neuen
Konfliktlinien und Akteuren unver-
mindert an. »Viele dieser Kriege sind
durch Kriegsverbrechen, Angriffe auf
die Zivilbevölkerung und Vertrei-
bung gekennzeichnet«, so Christo-
pher Daase vom Leibniz-Institut der
Hessischen Stiftung Friedens- und
Konfliktforschung.
Obwohl das Gutachten die »nen-

nenswerte humanitäre Hilfe«
Deutschlands in vielen Krisenregio-
nen durchaus anerkennt, kritisiert es
die zum Teil »widersprüchliche Ori-
entierungslosigkeit« in Berlin und
prangert z.B das »lange Schweigen«
der Bundesregierung zur Invasion der
Türkei im nordsyrischen Afrin an. Die
Friedensforscher bedauern, dass »ei-
ne unmissverständliche Verurteilung
gröbster Verstöße gegen das huma-
nitäre Völkerrecht und das Gewalt-
verbot des Völkerrechts« nicht in al-
len Fällen zu hören gewesen sei. Und
sie fordern umgehend drastische Be-
schränkungen der deutschen Waf-
fenlieferungen. Die Bundesregierung
solle endlich ein restriktives Rüs-
tungsexportkontrollgesetz vorlegen,
heißt es im Friedensgutachten. Ge-
nehmigungen für Geschäfte der hie-
sigen Waffenschmieden mit Kriegs-
parteien in Jemen etwa müssten wi-
derrufen, Lieferungen an die Türkei
unterbrochen werden, solange An-
kara völkerrechtswidrig handele.
Wenn sich Deutschland – nun auch
wieder Mitglied im UN-Sicherheits-
rat – für eine langfristige Friedens-
politik einsetzen und als »ehrlicher
Makler« vermitteln wolle, müsse Ber-
lin »kurzsichtige Eigeninteressen«
endlich einer Konfliktbeilegung un-
terordnen.

Das Friedensgutachten wurde vom Bonn
International Center for Conversion, der
Hessischen Stiftung Friedens- und Kon-
fliktforschung (Leibniz-Institut), dem
Institut für Entwicklung und Frieden
sowie dem Institut für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik an der
Uni Hamburg vorgelegt.

Die syrische Hauptstadt Damaskus im Mai 2018 Foto: AFP/Louai Beshara

Washington
verschärft
Asylrecht
Illegale Einwanderung aus
Lateinamerika im Fokus

Washington. Im Zuge ihrer »Null-
Toleranz«-Politik gegenüber ille-
galen Einwanderern aus Zentral-
amerika hat die US-Regierung das
Asylrecht verschärft. Künftig wür-
den weder häusliche Gewalt noch
die in der Region vorherrschende
Gewalt krimineller Banden als
Grund für einen Asylantrag aner-
kannt, teilte US-Justizminister Jeff
Sessions am Montag in Washing-
ton mit. Damit solle die Zahl der
Asylanträge von Familien aus
Zentralamerika verringert werden.
Bürger andere Länder könnten

aus zahlreichen Gründen unter
Drohungen und Gewalt leiden,
sagte Sessions. Diese Gründe
könnten sozialer, wirtschaftlicher,
familiärer oder anderer Art sein.
»Aber der Asylstatus bietet keine
Abhilfe für jedes Unglück«, sagte
Sessions. Die alleinige Tatsache,
dass ein Land Probleme mit häus-
licher Gewalt oder Bandenkrimi-
nalität habe, oder dass bestimmte
Einwohner eher Opfer von sol-
chen Verbrechen würden, könne
»nicht allein ein Recht auf Asyl be-
gründen«.
Asylbewerber müssten nach-

weisen, dass sie wegen ihrer Zu-
gehörigkeit zu einer bestimmten

Gruppe verfolgt würden, sagte
Sessions. Eine solche Gruppe kön-
ne aber nicht übermäßig groß oder
unklar definiert sein.
Basierend auf dem Fall einer

Frau aus El Salvador, die jahre-
lang von ihrem Mann vergewal-
tigt und verprügelt worden war,
hob Sessions eine frühere Asyl-
entscheidung auf, die unter häus-
licher Gewalt leidende Ehefrauen
als verfolgte Gruppe eingestuft
hatte. Die neue Einstufung des
Justizministers ist nun maßge-
bend für Richter, die über Asyl-
fälle entscheiden.
Sessions hatte imMai eine »Null

Toleranz«-Politik gegenüber Men-
schen ausgerufen, die über die
mexikanische Grenze illegal ins
Land kommen und noch an der
Grenze einen Asylantrag stellen.
Dazu gehört auch die Praxis, ille-
gal eingewanderte Eltern von ih-
ren Kindern zu trennen. Diese Ab-
schreckungspolitik hat Washing-
ton scharfe Kritik eingebracht. Das
UN-Menschenrechtskommissariat
wertete sie als schweren Verstoß
gegen Kinderrechte.
Auch die Verschärfung des

Asylrechts sorgte umgehend für
Empörung. Senator Richard Blu-
menthal von den oppositionellen
Demokraten nannte sie »beschä-
mend«. »Die heutige Entschei-
dung wird unzählige Flüchtlinge
in den Tod schicken«, sagte Blu-
menthal. Der Juraprofessor Steve
Vladeck von der Universität von
Texas kritisierte, dass Asylsuchen-
de nun beispielsweise nachweisen
müssten, dass die Regierung ihres
Heimatlandes nicht in der Lage
sei, Gewaltopfer zu schützen. »Das
ist eine ziemlich hohe Hürde«,
schrieb Vladeck im Onlinedienst
Twitter. AFP/nd
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»Die heutige Entschei-
dung wird unzählige
Flüchtlinge in den
Tod schicken.«
Senator
Richard Blumenthal


